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Zusammenfassung Nach dem überstürzten Abzug ausländischer Militärs und Ent-
wicklungshelfer im August 2021 mehren sich Anzeichen, dass Afghanistan wieder
in kleine, von Warlords und Provinzfürsten regierte Fragmente zerfallen und erneut
Ausgangsbasis für terroristische Aktivitäten werden könnte. Der Beitrag untersucht
die Gründe für den Misserfolg militärischer und ziviler Missionen und leitet daraus
Schlussfolgerungen für aktuelle und künftige Interventionen in Konfliktgebieten ab.
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Abstract After the hasty withdrawal of foreign military and development aid work-
ers in August 2021, there are increasing signs that Afghanistan could again disinte-
grate into small fragments ruled by warlords and provincial princes and once again
become a base for terrorist activities. The article analyses the reasons for the fail-
ure of military and civilian missions and draws conclusions for current and future
interventions in conflict areas.
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2 H.-J. Preuß

Es handelt sich um ein von den Aufgaben her, vom Einsatzort her und von der
Zeit her begrenztes Mandat.1

1 Einleitung

Am 22. Dezember 2001 stimmte der Deutsche Bundestag mit großer Mehrheit für
die Beteiligung der Bundeswehr an der vom Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen beschlossenen International Security Assistance Force (ISAF) in Afghanistan.2

Damit begann die bislang verlustreichste Auslandsmission deutscher Streitkräfte,
die einschließlich ihres Engagements für die 2014 an ISAF anschließende Ausbil-
dungsmission Resolute Support bis zum schnellen Abzug der meisten westlichen
Militärs im August 2021 knapp 20 Jahre dauern sollte. Teil der internationalen
Unterstützung waren auch Maßnahmen des Bundesministeriums des Innern (BMI)
für den Polizeiaufbau, des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) für langfristige Strukturhilfe und des Auswärtigen Amtes
(AA) für diplomatische Beziehungen sowie die Finanzierung von Nothilfeprogram-
men. Die mit dem Ziel der Zerstörung Al-Qaidas und der logistischen Basis für
Terrorakte gegen die westliche Welt begonnene militärische Intervention in Afgha-
nistan wurde somit um eine zivile Komponente ergänzt, die sich nach anfänglich
humanitären und grundbedürfnisorientierten Schwerpunkten auf Staatsaufbau und
wirtschaftliche wie gesellschaftliche Entwicklung erweiterte. Beiden Engagements
kann nach 20 Jahren ein nur begrenzter Wirkungsgrad bescheinigt werden.

Die nahezu vollständige Implosion des afghanischen Staatsapparats und die
schnelle Niederlage der afghanischen Armee nach der blitzartigen Eroberung des
gesamten Staatsgebiets durch die Taliban führten weltweit zu Bestürzung und Un-
verständnis. Das Ende des Einsatzes wurde unisono als Katastrophe, Debakel oder
Fiasko bezeichnet. Nach Aussage der meisten Kommentare ist der beträchtliche per-
sonelle und materielle Aufwand angesichts des eklatanten Scheiterns des Westens
weitestgehend ergebnislos geblieben. Medienschaffende, Wissenschaftler*innen
und politisch Verantwortliche mahnen eine gründliche Überprüfung deutscher
Interventionen3 in Krisenregionen an, wenn sie nicht gar eine sofortige Abkehr von
militärischen Operationen außerhalb Deutschlands und das Ende des westlichen
Werteexports fordern. Die Einrichtung eines parlamentarischen Untersuchungsaus-

1 So der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder zum Auftakt der Debatte über eine Beteiligung
Deutschlands an der internationalen Friedensmission in Afghanistan (Deutscher Bundestag 2001a,
S. 20823).
2 Bereits am 16. November 2001 hatte das deutsche Parlament mit knapper Mehrheit – Bundeskanzler
Schröder verband die inhaltliche Abstimmung mit der Vertrauensfrage – die materielle und personelle Un-
terstützung der von den Vereinigten Staaten von Amerika initiierten Antiterrormission Operation Enduring
Freedom verabschiedet (Deutscher Bundestag 2001b, S. 19857-19858).
3 Als „Intervention“ werden hier im Folgenden alle ausländischen Maßnahmen in einem anderen Land
bezeichnet, die a) darauf abzielen, dessen Herrschaftssystem zu beeinflussen, b) einen intentionalen Akt
darstellen, und c) Zwang in unterschiedlicher Form (militärische Mittel, Sanktionen, Flugverbote etc.)
ausüben (vgl. Loges 2003, S. 7-9).
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schusses zur Evakuierung aus Afghanistan steht praktisch schon fest (Heine 2021,
S. 6). Nahezu einmütig verlangten die Fraktionen des 20. Deutschen Bundestags
eine ressortübergreifende Evaluierung oder Enquête-Kommission, die bis 2023 eine
umfassende Aufarbeitung des deutschen Engagements vorlegen soll (Tagesschau
2021).4

Der vorliegende Essay leistet einen Beitrag zur Bewertung aktueller und künfti-
ger Einsätze von Bundeswehr und zivilen Akteuren in Krisengebieten. Nach einem
gerafften Überblick über die jüngere Entwicklung Afghanistans wird der deutsche
Anteil an der internationalen Operation seit 2001 gewürdigt, wobei neben den Er-
gebnissen der Militärmission insbesondere die Erfahrungen mit der deutschen ent-
wicklungsbezogenen Hilfe im Fokus stehen. Auch auf den so genannten vernetzten
Ansatz und die zivil-militärische Kooperation wird in diesem Zusammenhang ein-
gegangen. Schlussfolgerungen und Lehren für aktuelle und künftige Einsätze in
Krisenregionen schließen den Beitrag ab.

Der Aufsatz stützt sich im Wesentlichen auf Erfahrungen, die der Verfasser von
1996 bis 2018 in verantwortlicher Funktion bei staatlichen und nichtstaatlichen Or-
ganisationen, die in Afghanistan tätig waren, gesammelt hat. Neben der verfügbaren
Literatur werden auch nicht veröffentlichte oder nicht mehr verfügbare Berichte her-
angezogen. Gespräche mit Fach- und Führungskräften, die mit Afghanistan befasst
oder während eines längeren Zeitraums dort tätig waren, runden die Recherche ab.

2 Afghanistan in a Nutshell: „Eroberungsautobahn“ und „Friedhof der
Imperien“

Als „Highway of Conquest“ bezeichnete der US-amerikanische Afghanistanken-
ner Arnold Fletcher (1965) die geographische Zone am Hindukusch, besiedelt von
Paschtunen, Usbeken, Tadschiken, Hazara, Turkmenen und anderen Gruppen. Über
Jahrhunderte marschierten regionale und internationale Mächte auf ihren Feldzü-
gen durch das Land oder ließen sich temporär nieder, bis sie entweder weiterzogen
oder von neuen Besatzern vertrieben wurden (Schetter 2020, S. 15)5. In jüngster
Vergangenheit waren es insbesondere das „Great Game“ zwischen Russland und
dem britischen Empire, das zwischen 1838 und 1919 zu drei blutigen Kriegen führ-
te und Afghanistan letztendlich die staatliche Unabhängigkeit bescherte, sowie der
russische Einmarsch 1979, der zehn Jahre später mit einer verheerenden Niederlage
für die Sowjetarmee endete, nachdem die Mudschaheddin unter anderem mit US-
amerikanischer Hilfe einen erfolgreichen Guerillakrieg gegen die Besatzer geführt
hatten (Baberowski 2020; Schlagintweit 2020).

4 Das Verteidigungsministerium hatte am 6. Oktober 2021 die Veranstaltung „Bilanz zum Afghanistan-
Einsatz“ durchgeführt. Aufgrund der Abwesenheit anderer Ressorts und der meisten Bundestagsabgeord-
neten sowie des „Interregnums“ zwischen zwei Bundesregierungen blieb die inhaltliche Diskussion auf
zwei Podien begrenzt (BMVg 2021).
5 Schetter schrieb diesen Beitrag für das Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der
Bundeswehr, welches in den vergangenen Jahren regelmäßig einen umfassenden, lesenswerten Überblick
über die Geschichte Afghanistans vorlegte (Chiari 2020).
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4 H.-J. Preuß

Die zahlreichen Auseinandersetzungen mit ausländischen Kriegsherren und der
erfolgreiche Widerstand gegen die Besatzer hatten zwar zu einer wachsenden natio-
nalen Einheit geführt; diese aber blieb aufgrund der stärkeren sozialen Bindungen
an den eigenen Clan, die eigene Familie oder zu den jeweiligen lokalen Führern
brüchig. Nach der Niederlage der sich langsam auflösenden Sowjetunion, die ab
1992 die von ihr etablierte Regierung unter Präsident Mohammed Nadschibullah
nicht mehr materiell unterstützte, führten Machtkämpfe zwischen konkurrierenden
Warlords, vor allem dem Tadschiken Achmad Schah Massoud, dem Usbeken Ab-
dul Raschid Dostum und dem Paschtunen Gulbuddin Hekmatyar zu einer weiteren
Fragmentierung des Landes. In dieser Gemengelage, an der auch die Gründung der
„Nordallianz“ der bisher zerstrittenen Milizenführer (mit Ausnahme der Paschtu-
nen) nichts mehr änderte, errangen 1996 die von Pakistan und bis 1998 von Saudi-
Arabien unterstützten Taliban unter ihrem Anführer Mullah Omar die Macht (Rubin
2000, S. 1794).

Aufgrund Omars Weigerung, den für die Anschläge auf die USA vom 11. Sep-
tember 2001 verantwortlichen Osama bin Laden auszuliefern – der sich vermutlich
seit 1996 in Afghanistan aufhielt und in Tora Bora, einem Höhlensystem in der
Nähe der pakistanischen Grenze, mit seinen Al-Qaida-Kämpfern versteckte –, bom-
bardierten amerikanische Piloten den Standort. Bin Laden konnte trotz der massiven
Angriffe und der Belagerung nach Pakistan fliehen; die Taliban bezahlten ihre Gast-
freundschaft nach dem Einmarsch US-amerikanischer und britischer Truppen mit
dem Verlust der Kontrolle über das Land (Stenersen 2017, S. 58-59; Committee on
Foreign Relations 2009).

Dennoch blieben die Taliban während der 20-jährigen internationalen Intervention
ein Machtfaktor, der die afghanische Regierung und die sie unterstützende interna-
tionale Allianz zunehmend schwächte. Ausgehend von den peripheren Provinzen
weiteten die Taliban ihren Einfluss ab dem Jahr 2005 zunächst auf dünner besie-
delte Landesteile und bis kurz vor der Einnahme Kabuls auch auf Mittelpunktstädte
aus, wo sie teilweise sogar Regierungsaufgaben übernahmen (Ruttig 2021, S. 50).
Mit der Übernahme von Hauptstadt und Regierung sowie der eiligen Flucht des
Großteils westlicher Bürger*innen zeigten sie ein weiteres Mal, dass der Versuch,
Afghanistan langfristig zu beherrschen, auch Großmächten und internationalen Alli-
anzen empfindliche Verluste an Menschen, Material und Ansehen zufügen kann. Die
Einschätzung des ehemaligen CIA-Offiziers Milton Bearden (2001), der Afghanistan
als „Graveyard of Empires“ bezeichnete, wurde damit einmal mehr bestätigt.

3 Eine vorläufige Bilanz der westlichen Interventionen in Afghanistan

Eine Bilanz ist der Versuch, einen Schlussstrich zu ziehen. Doch lassen sich we-
der die künftige Entwicklung Afghanistans noch die langfristigen Auswirkungen
auf das nordatlantische Bündnis und auf die an Stabilisierung, Wiederaufbau und
Unterstützung des afghanischen Staates beteiligten Länder bereits jetzt seriös vorher-
sagen. Indes ist es auf der Grundlage der bisher gemachten Erfahrungen möglich,
anhand einiger Kriterien zu überprüfen, welche Gründe zu den unbefriedigenden
Ergebnissen des militärischen und zivilen Eingreifens geführt haben, und welche
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der gelernten Lektionen für aktuelle und künftige Out-of-Area-Einsätze der Bundes-
wehr und entwicklungspolitische Maßnahmen in Krisenstaaten von Bedeutung sein
können.

Mission Impossible? Enduring Freedom, ISAF und Resolute Support: Nach
2001 fanden in Afghanistan zeitgleich oder aufeinander folgend mehrere militärische
Missionen statt. Zu den wichtigsten gehören Operation Enduring Freedom (OEF),
ISAF und Resolute Support Mission (RSM).

OEF, die 2001 begann, wurde durch eine Resolution des UN-Sicherheitsrat de
facto gebilligt und von der NATO als Bündnisfall deklariert. Ziel von OEF war, „Füh-
rungs- und Ausbildungseinrichtungen von Terroristen auszuschalten, Terroristen zu
bekämpfen, gefangen zu nehmen und vor Gericht zu stellen sowie Dritte dauerhaft
von der Unterstützung terroristischer Aktivitäten abzuhalten“ (Bundeswehr 2021).
OEF wurde 2014 abgeschlossen.

ISAF geht auf die erste Afghanistan-Konferenz auf dem Bonner Petersberg und
eine nachfolgende Resolution des UN-Sicherheitsrats zurück und wurde, nach ih-
rer Gründung 2001, 2003 der NATO unterstellt. Sie umfasste 50 Mitglieder der
Vereinten Nationen. Ihre Aufgabe bestand darin, das Gewaltmonopol der afghani-
schen Regierung über ihr Territorium zu sichern und ein für den Wiederaufbau des
Landes sicheres Umfeld durch den Aufbau von Staatlichkeit und funktionierenden
Institutionen zu schaffen (NATO 2009).

Mit der Übergabe dieser Aufgabe an die afghanische Armee im Jahr 2014 wur-
de ISAF von RSM abgelöst, die im Wesentlichen durch Ausbildung, aber auch
durch andere Unterstützungsmaßnahmen (train, advise, and assist) die afghanischen
Sicherheitskräfte weiter fördern sollte. Sie wurde bis 2021 in regelmäßigen Abstän-
den verlängert und vergrößert; im Jahr 2020 wurde ihr Ende beschlossen (NATO
2021).

Der UN-Sicherheitsrat hat sich seit 2001 in über 60 Resolutionen zur Situation
in Afghanistan geäußert und alle Verlängerungen der internationalen Intervention
genehmigt (Security Council Report 2021). Von 2002 bis 2021 wurden alle Einsätze
von der afghanischen Regierung vertraglich abgesichert und zu einem Großteil vom
afghanischen Parlament beschlossen. Ein völkerrechtlich abgesichertes Mandat war
damit immer gegeben. Es bleibt jedoch umstritten, ob das militärische Eingreifen
über den gesamten Zeitraum die einzige Option war, um die ursprünglichen Ziel-
setzungen zu erreichen: Bin Laden war geflohen, die Taliban besiegt. Allerdings
nährte das Erstarken der sich zunehmend radikalisierenden Widerstandsgruppen die
Befürchtung, Afghanistan könne sich destabilisieren, auseinanderfallen und erneut
zur Ausgangsbasis terroristischer Anschläge werden, wenn sich das ausländische
Militär zurückzieht (Hühnert 2012, S. 454-455), selbst als nach 2005 die in der
Petersberg-Konferenz vereinbarten Vorgaben zumindest formal erreicht waren (Ver-
abschiedung einer Verfassung, Einrichtung des Parlaments, Bildung rechtsstaatlicher
Institutionen etc.).

Deutschland, das sich bislang nur zögerlich an ausländischen Militäroperationen
beteiligte (man denke an die heftig diskutierte Weigerung, 1991 am ersten Irakkrieg
mitzuwirken), konnte sich dem internationalen und öffentlichen Druck nach den
Anschlägen auf die USA nicht entziehen und beteiligte sich mit der Bundeswehr an
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6 H.-J. Preuß

OEF und ISAF als Zeichen der Solidarität mit den USA und der NATO. Das Vertei-
digungsministerium versuchte allerdings, das Risiko für deutsche Soldat*innen zu
minimieren. So kam es zur Übernahme der Sicherung des Seewegs am Horn von
Afrika als Beitrag Deutschlands an OEF. Auch die Erweiterung des deutschen mili-
tärischen Engagements über Kabul hinaus nach Kunduz 2003 ist als Zugeständnis an
die verärgerten USA zu werten, denen sich die Bundesregierung in der US-geführten
„Koalition der Willigen“ im zweiten Krieg gegen Irak nicht anschließen wollte. Der
nachfolgende Aufbau der Feldlager Kunduz und Faizabad im Rahmen von ISAF in
den damals ruhigsten Regionen Afghanistans war ebenfalls eine Minimierung des
Risikos menschlicher Verluste für die Bundeswehr bei gleichzeitig demonstrierter
Bündnistreue (vgl. Struck 2003).

Doch der zunächst zeitlich begrenzte ISAF-Einsatz wurde Opfer des Mission
Creep, der schleichenden Ausweitung der Aufgaben über die ursprünglichen Ziel-
setzungen hinaus. Dies hing zum einen zusammen mit dem Wiedererstarken der
Taliban, die nach und nach alle ausländischen Militärstützpunkte ins Visier nahmen
mit der Folge, dass auch in den nördlichen Provinzen Angriffe und Attentate zunah-
men. Zum anderen wuchs die Einsicht, dass militärische Erfolge ein Mindestmaß an
Staatlichkeit, an wirtschaftlicher Entwicklung sowie die Durchsetzung des staatli-
chen Gewaltmonopols erforderten.6 Dies schien nur möglich durch die Verstärkung
militärischer Präsenz der internationalen Koalition und der afghanischen Armee, was
im Gegenzug zu einer Eskalation der bewaffneten Auseinandersetzungen in einem
asymmetrischen Krieg führte, der mehr und mehr zivile Opfer forderte. Nach dem
Ende von OEF und ISAF im Jahr 2014 folgte die personell stark verkleinerte Aus-
bildungsmission RSM der Zielsetzung, die afghanische Armee zur Übernahme ihrer
Aufgaben zu befähigen. Ein kleineres Kontingent von amerikanischen Soldat*innen
setzte militärische Aktionen im Rahmen der Operation Freedom’s Sentinel fort (Ga-
dy 2016). Als 2015, kurz nach dem Abzug der Bundeswehr, das Feldlager Kunduz
von der afghanischen Armee nahezu kampflos an die Taliban übergeben wurde,
dämmerte es auch NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg, dass es noch viele Jahre
dauern würde, bis ausländische Unterstützung obsolet wäre (Gebauer 2016).

Nach dem Abzug aus Afghanistan wurde seitens der Bundeswehr darauf ver-
wiesen, dass ihr Engagement durchaus Erfolge gezeitigt habe. Der Umstand, dass
während der vergangenen 20 Jahre von Afghanistan keine terroristische Gefahr mehr
ausging (Zorn 2021), ist sicher nicht gering zu schätzen. Die aktuellen Entwicklun-
gen erlauben jedoch den Schluss, dass Afghanistan weder stabil noch befriedet ist,
von den anderen politischen Zielen ganz zu schweigen. Einige Gründe für den Miss-
erfolg der militärischen Operation lassen sich kursorisch identifizieren (vgl. Daase
et al. 2021; Lambert et al. 2021; Münch 2011; Nachtwei 2020; SIGAR 2021):

Strategische Fehlstellen: Der generellen Strategie, mit konventionellen Metho-
den einen unkonventionell operierenden Gegner zu besiegen, war bereits in den

6 Whitlock (2021) dokumentiert anhand von mehr als 1000 Interviews, die das Büro des Generalinspek-
teurs für den Wiederaufbau Afghanistans (SIGAR) mit Verantwortlichen der US-Administration führte,
dass die nachgeschobenen Ziele Staatsaufbau und Wirtschaftsentwicklung häufig rein deklaratorischen
Charakter hatten, um weiterhin öffentliche und parlamentarische Unterstützung für den Militäreinsatz zu
mobilisieren.
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als „asymmetrisch“ bezeichneten Kriegen in Afghanistan, Burma, Somalia, Tschet-
schenien und früher bei der Bekämpfung afrikanischer Befreiungsbewegungen kein
Erfolg beschieden. Es ist davon auszugehen, dass dies der politischen und opera-
tiven Führung des Militärs bekannt war. Doch der bereits genannte Mission Creep
hat dazu beigetragen, dass aus einem zunächst zeitlich, geografisch und operativ
begrenzten Einsatz eine Mission Impossible, ein entgrenzter Krieg wurde. Münch
(2011, S. 29) erhebt gar den Vorwurf der „Strategielosigkeit“ und begründet dies mit
dem NATO-Konsensprinzip, welches die Definition eines klaren politischen Ziels
verhindert habe, sowie der Kommunikation allgemeiner Doktrinen, die keine ein-
deutige Ableitung von strategischen und operativen Vorgaben erlauben, sodass stra-
tegische Entscheidungen auf operative Ebenen verlagert wurden. Nachtwei (2020,
S. 118) sieht bei der Staatengemeinschaft konträre strategische Ansätze, die kontra-
produktive Wirkungen zeitigten: „Militärisch beschränkte Terrorbekämpfung versus
Sicherheitsunterstützung und Staatsaufbau; unterschiedliche Einstellungen zur af-
ghanischen Eigenverantwortung, zum Umgang mit Warlords und Korruption, zum
Einsatz militärischer Gewalt und zum Schutz der Zivilbevölkerung“. Eine politische
Konfliktlösung sei viel zu spät und erst nach dem Erstarken der Taliban gesucht
worden – die daran aufgrund ihrer zunehmenden militärischen Überlegenheit immer
weniger interessiert waren.

Planungsdefizite: Dass die USA und ihre Verbündeten die für die Operation er-
forderlichen materiellen, personellen und zeitlichen Ressourcen unterschätzt hatten,
lässt sich ablesen an der häufigen Aufstockung der Mannschaftsstärken, der teil-
weise sehr kurzfristigen Verlängerung der Einsätze, der ständigen Verschiebung des
Truppenabzugs und den enormen Kosten, die im Falle Deutschlands alle bisherigen
Aufwendungen für Out-of-Area-Missionen überstiegen: Mit ca. 13 Mrd. Euro allein
für militärische Leistungen war Afghanistan sicherlich das kostspieligste Engage-
ment der Bundeswehr seit ihrer Existenz (Deutscher Bundestag 2021a, S. 2).

Geringe Eigenverantwortung der afghanischen Führung: Zeitgleich mit der mili-
tärischen Intervention wurde begonnen, die nationale Armee Afghanistans (Afghan
National Army, ANA) aufzubauen. Dies geschah auch in der Absicht, Operatio-
nen in der Fläche den afghanischen Counterparts zu überlassen, statt eigene Sol-
dat*innen einsetzen zu müssen. Begonnen wurde zunächst mit den bereits existie-
renden Milizen der Nordallianz, bis eine reguläre Rekrutierung stattfand. Bildungs-
und Ausbildungsstand der afghanischen Truppen blieben trotz erheblicher Aufwen-
dungen hinter dem Notwendigen zurück, sodass bis 2021 operative Unterstützung
durch US-amerikanische Luftstreitkräfte und vor allem (nichtmilitärisches) Instand-
setzungspersonal erforderlich blieb. Korruption war endemisch: Die Gehälter unterer
Dienstgrade wurden von Vorgesetzten „besteuert“ oder ganz einbehalten, Ausstat-
tungsmaterial verschwand in dunklen Kanälen. Innere Führung war nicht vorhan-
den. Trotz vieler Anstrengungen überstiegen die Desertionen die Neueinstellungen,
sodass ANA nie ihre Sollstärke erreichte. Motivation und Kampfbereitschaft afgha-
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nischer Soldaten blieben gering, wie auch ihre Identifikation mit der Staatsspitze
und den Werten eines demokratischen Afghanistan.7

Entwicklungszusammenarbeit und Humanitäre Hilfe: Im Jahr 2001 wurde die
wirtschaftlich-technische Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Afghanistan
wieder aufgenommen. Sie war bereits 1958 begründet worden, endete aber mit Un-
terbrechungen nach dem Einmarsch der sowjetischen Truppen in Kabul im Jahr 1979
(Hasrat-Nazimi 2015). In dem dazwischen liegenden Zeitraum arbeiteten lediglich
nichtstaatliche Organisationen wie die Deutsche Welthungerhilfe mit eher beschei-
denen Beträgen im Bereich der humanitären Hilfe zur Versorgung insbesondere der
ländlichen Bevölkerung oder bei der Bewältigung von Naturkatastrophen. Öffentli-
che Entwicklungshilfemittel (ODA) für strukturbildende Entwicklungszusammenar-
beit (EZ) wurden erst nach der militärischen Intervention im Jahr 2001 mobilisiert.
Im Zeitraum bis 2019 wurden mehr als 5,5 Mrd. Euro ausbezahlt (OECD 2021),
darunter über 425 Mio. Euro für humanitäre Hilfe (Deutscher Bundestag 2021b,
S. 11). Leistungen aller Geber einschließlich der multilateralen Agenturen beliefen
sich bis 2020 auf über 75 Mrd. US-$ (OECD 2021).

Ziele der Bundesregierung bei der Aufnahme der EZ – gemeinsam mit anderen
Partnern – waren zunächst zum einen die Herstellung einer staatlichen Ordnung
durch die Verabschiedung einer Verfassung und die Wahl eines Präsidenten, zum
anderen der Wiederaufbau der nach vielen kriegerischen Auseinandersetzungen zer-
störten Infrastruktur sowie die Sicherung von Grundbedürfnissen der afghanischen
Bevölkerung.

Etwas später formulierte das AA (2008, S. 5) schon etwas mutiger: „Unser Ziel
ist es, dass Afghanistan sich mittelfristig selbst helfen kann. Wir müssen es in die
Lage versetzen, seine junge Demokratie aus eigener Kraft gegen die Angriffe sei-
ner Gegner zu verteidigen. Wir dürfen nicht zulassen, dass das Land wieder in
extremistische Hände fällt“. Dies sollte erreicht werden durch einen glaubwürdigen
Staat, Demokratie und Bürgerrechte; den Menschen sollte es besser gehen als vor-
her; es sollten Alternativen zum Drogenanbau eröffnet werden; mehr Infrastruktur,
mehr Bildung, mehr Gesundheit seien zu schaffen; die Kriegsfolgen sollten beseitigt
werden (AA 2008, S. 10-37).

Noch 2018 postulierte die Bundesregierung stichwortartig: „Ziele bleiben Redu-
zierung des Gewaltniveaus und Minimierung der terroristischen Bedrohung, Aufbau
einer legitimen und stabilen Staatlichkeit, nachhaltige wirtschaftliche und soziale
Entwicklung, politische Lösung des Konflikts. Engagement dient damit auch der
Schwächung von Ursachen für Flucht und Migration“ (Die Bundesregierung 2018,
S. 1). Von Demokratie war schon da nicht mehr die Rede; hinzukam das wichtige
innenpolitische Thema Migration zur Legitimierung des Engagements am Hindu-
kusch.

Im Zeitablauf lassen sich grob gefasst fünf Phasen der wirtschaftlich-technischen
Zusammenarbeit unterscheiden, analog zu den jeweiligen militärischen Zielsetzun-

7 SIGAR (s.o.) meldete seit 2008 derlei Vorkommnisse an die amerikanische Einsatzleitung. Die US-
Streitkräfte waren sich bewusst, dass die in großen Teilen von ihr aufgebaute ANA keinen beherzten Wi-
derstand gegen die Taliban leisten würde.
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gen und ihrem Ressourceneinsatz (vgl. SIGAR 2021, S. 23-37; DEval 2014, S. 6-
7). In der anfänglichen Post-Konflikt-Phase bis etwa 2005 überwogen kurzfristige
Maßnahmen der Not- und Nahrungsmittelhilfe, begleitet von kurzfristig angeleg-
ten Vorhaben mit schnell vorzeigbaren Ergebnissen, z. B. im Bereich des Infra-
strukturausbaus. In der Folgephase wurden insgesamt fünf Sektoren (Energie, Wirt-
schaftsentwicklung, Wasser- und Sanitärversorgung, Bildung und gutes Regieren)
als prioritär für die deutsche EZ vereinbart und – dem Charakter der Schwerpunkte
entsprechend – längerfristige Vorhaben eingeleitet, was auch zu einer erheblichen
Steigerung des Mitteleinsatzes führte mit einem Höhepunkt in den Jahren zwischen
2009 und 2011. Zu diesem Zeitpunkt begann die Bundesregierung, im Gefolge der
US-Regierung, über einen Ausstieg aus Afghanistan und eine größere Verantwor-
tung der afghanischen Seite nachzudenken, was zu einer erheblichen Verstärkung
der Bemühungen um eine fähige Verwaltung auch in dezentralen Gebieten führte.
Schließlich führten die zunehmenden Kampfhandlungen und die damit einhergehen-
de Unmöglichkeit, in manchen Regionen Entwicklungsprojekte zu implementieren,
auch zu einer gewissen Donor Fatigue und zu zurückgehenden ODA-Zahlen.

Regional konzentrierte sich die deutsche EZ neben Kabul auf die nördlichen Pro-
vinzen Afghanistans, in denen auch das militärische Engagement der Bundeswehr
am stärksten war (s. Abb. 1). Die synchrone Entwicklung des jeweiligen Mittelein-
satzes und die regionale Konzentration zeigen, dass die EZ hier der militärischen
Prioritätensetzung folgte.

Abb. 1 Interventionsgebiete deutscher Entwicklungszusammenarbeit in Afghanistan (DEvaL 2014, S. 5)
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Geht es den Menschen in Afghanistan nach all diesen Anstrengungen besser als
vor dem internationalen Einsatz? Seit 2000 ist der Human Development Index –
als Maß für das Wohlergehen der Bevölkerung – von 0,35 auf 0,51 angestiegen
(UNDP 2020a). Dies ist im Wesentlichen auf die Steigerung der durchschnittli-
chen Lebenserwartung und des gestiegenen Bruttoinlandsprodukts (BIP) pro Kopf
zurückzuführen (UNDP 2020b). Dennoch hinkt das Land im regionalen Vergleich
hinter den Entwicklungsfortschritten der Nachbarländer her. 1996 lag es auf Platz
169 von 174 Ländern; im Jahr 2020 immer noch auf Platz 169 – allerdings von 189
Ländern. Das durchschnittliche BIP pro Kopf sagt freilich nichts über die Einkom-
mensverteilung aus. Die World Inequality Database dokumentiert, dass die ärmsten
50% der afghanischen Bevölkerung 2008 über lediglich 17,1% des Nationaleinkom-
mens verfügten und sich dieser Wert bis 2020 auf lediglich 17,8% verbessert hat
(WID 2021). Dem Global Hunger Index (2021) von Welthungerhilfe, International
Food Policy Research Institute (IFPRI) und Concern Worldwide ist zu entnehmen,
dass insbesondere die Zahl der unterernährten Menschen und die Sterblichkeit un-
terernährter Kinder unter 5 Jahren abgenommen haben. Dennoch galt Afghanistan
im Jahr 2019 mit einem Indexwert von 28,3 als ernsthaft von Hunger bedroht und
rangierte auf Platz 103 von 116 untersuchten Ländern. Es ist kein Wunder, dass über
die Hälfte der Afghan*innen nach wie vor als „multidimensional arm“ eingestuft
wird (NSIA 2019, eigene Übersetzung).

Nicht nur die prekären Lebensumstände veranlassten Bäuerinnen und Bauern, auf
die im Vergleich zu anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen lukrative Opiumpro-
duktion umzusteigen. Drogenbarone und Warlords verdienten gut am Handel mit
Drogen; Taliban partizipierten an den informellen Zolleinnahmen beim Transport
des Stoffs über Regions- und Landesgrenzen. Im Jahr 2020 verzeichnete UNODC
(2021) nicht nur den größten jährlichen Zuwachs der Opiumanbaufläche, sondern
auch die größte Ausdehnung seit Beginn der Aufzeichnungen. Seit 2002 hat sich die
Anbaufläche auf knapp 600.000 Hektar nahezu verdreifacht. Weltweit ist Afghanis-
tan mit einem Anteil von 85% Marktführer – Tendenz steigend.

Viele der knapp 40 Mio. Menschen in Afghanistan, die für sich keine wirtschaft-
liche Perspektive sehen, suchen ihr Glück im Ausland. Bereits jetzt leben knapp
6,5 Mio. Afghan*innen außerhalb des Landes; Pakistan und Iran sind mit etwa 2
Mio. Migrant*innen Hauptzielländer der Auswanderung. In Afghanistan selbst gel-
ten über 500.000 Menschen als Binnenvertriebene (vgl. Die Bundesregierung 2018,
S. 20). Nach dem Durchmarsch der Taliban haben sich Flüchtlings- und Migrati-
onsströme noch verstärkt.

An den Governance-Indikatoren der Weltbank (World Bank 2021) lässt sich ab-
lesen, dass sich die Werte für die Bekämpfung der Korruption, die Sicherung von
Rechtsstaatlichkeit und wirkungsvolles Regierungshandeln seit 2002 kaum verbes-
sert haben, obwohl sie nach 2008 bereits auf einem positiven Weg waren. In Bezug
auf die Abwesenheit von Gewalt und Terror haben sich die Werte dagegen noch ver-
schlechtert. Demokratie und bürgerliche Freiheiten, gemessen am Index von Free-
dom House (2021), sind kaum vorangekommen: Wie 2001 gilt Afghanistan auch
2020 als „unfrei“; gerade einmal von 2005 von 2007 wurde es als „teilweise frei“
eingestuft.
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Gemessen an den eingangs genannten Zielen sind die aggregierten Ergebnisse
wenig ermutigend für die Zukunft des Landes. Sie sind ernüchternd, setzt man sie
ins Verhältnis zu den in den vergangenen 20 Jahren eingesetzten personellen und
finanziellen Mitteln der etwa 50 in Afghanistan involvierten Akteure (DEval 2014,
S. 31). Bislang fehlt es an einer umfassenden Evaluierung ihrer Beiträge; selbst wenn
sie vorlägen, wäre es vermutlich methodisch unmöglich, kausale Zusammenhänge
der Wirkungen einzelner Vorhaben mit den oben geschilderten Befunden auf Ma-
kroebene zu konstruieren. Allerdings kann die Untersuchung individueller Projekte
Anhaltspunkte liefern für die Suche nach Ursachen für das offensichtliche Schei-
tern der bi- und multilateralen EZ, einer Arbeit, die von vielen afghanischen und
ausländischen Fachkräften mit Engagement und Kompetenz unter sehr schwierigen
Rahmenbedingungen geleistet wurde.

Bereits 2013 fand eine Konferenz der wichtigsten Geber mit der afghanischen
Regierung statt mit dem Ziel, die Resultate der jeweiligen Evaluierungen in den
ersten zehn Jahren des Afghanistan-Engagements zusammenzufassen (Wilton Park
2013). Neben den bereits angeführten Leistungen der Projekte (Outputs) wurden in
einem Synthesebericht der Weltbank (World Bank 2013) auch die Ergebnisse auf
Zielgruppenebene (Outcomes) betrachtet. So sahen die meisten internationalen Ge-
ber ihre Maßnahmen an den Prioritäten der afghanischen Regierung ausgerichtet.
Die afghanische Seite beklagte dagegen, dass die meisten Geber ihre eigenen Agen-
den verfolgten, deren Kohärenz untereinander darüber hinaus zu wünschen übrig
ließ. Aus ihrer Sicht erklärte dies die geringe Eigenverantwortung der staatlichen
Strukturen und Entscheidungsebenen.

Die Effektivität der meisten Projekte war unbefriedigend, da sie selten innerhalb
der angestrebten Zeitrahmen durchgeführt werden konnten und nur einen Teil der
angestrebten Ergebnisse erreichten. Hier wurden mangelnde Qualifikation interna-
tionaler wie nationaler Fachkräfte, verkürzte Planungsprozesse und administrative
Hemmnisse als Gründe angeführt. Hohe Kosten, bedingt durch erhebliche mate-
rielle und personelle Sicherheitsmaßnahmen, den intensiven Einsatz ausländischer
Consultants und außergewöhnliche Verwaltungsaufwendungen, schränkten die Effi-
zienz des Mitteleinsatzes erheblich ein. Darüber hinaus waren die jeweiligen staatli-
chen Partner häufig mit einer sinnvollen Verwendung der bereitgestellten Ressourcen
überfordert.

Die größte Sorge der Konferenzteilnehmer*innen galt der Nachhaltigkeit der ein-
geleiteten Projekte und Programme: Der Staatshaushalt der Regierung war auf ab-
sehbare Zeit nicht in der Lage, die Vorhaben eigenständig zu finanzieren oder auch
nur die bereits realisierten Infrastrukturen zu unterhalten. Qualifiziertes Personal
war nicht bereit, unter den Anstellungsbedingungen der staatlichen Administration
zu arbeiten. Und es wurde klar, dass die Regierung weder willens noch in der La-
ge war, die von den Gebern kreierten Doppelstrukturen zur Implementierung der
Maßnahmen („ein zweiter öffentlicher Dienst“) zu finanzieren.

Auch der Beitrag Deutschlands wurde einige Male extern evaluiert. Zürcher et al.
(2010) arbeiteten für die Halbzeit der deutschen EZ immerhin einige positive Er-
gebnisse heraus: In der Regel wurden die Zielgruppen in den Dorfgemeinschaften
von den Entwicklungsmaßnahmen erreicht und zogen Nutzen aus der Unterstützung.
Anders als zu Beginn des Engagements wurden die Aktivitäten zunehmend nicht
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nur der externen Hilfe, sondern auch dem Bemühen der afghanischen Regierung
und insbesondere der lokalen Administration zugerechnet, die Lebensbedingungen
in ländlichen Regionen zu verbessern. Gleichwohl wurde das ausländische Enga-
gement zunehmend misstrauisch beäugt; lokale und islamische Traditionen seien
durch den externen Einfluss in Gefahr. Dies hing aber gegebenenfalls auch mit der
zunehmenden Unsicherheit und der stärkeren Präsenz der Taliban in diesen Regionen
zusammen.

Zehn Jahre später kommen Zürcher et al. (2020) zu etwas differenzierteren Ergeb-
nissen: So akzentuierten etliche Projekte lokale, bereits vorher existierende Spannun-
gen in den verschiedenen Gemeinschaften und trugen zu einer verstärkten gewaltsa-
men Austragung von Konflikten bei. Dort, wo die Projekte in sicherem Umfeld – das
heißt ohne Präsenz des Militärs – operieren konnten, gelang es, die Verfügbarkeit
von öffentlichen Dienstleistungen im Bereich von Gesundheit, Wasserversorgung
und Bildung zu erhöhen, wie sich insbesondere bei der Reduzierung von Kinder-
und Müttersterblichkeit und der Verbesserung der schulischen Ausbildung zeigte.
Zwar waren auch Maßnahmen im Energiebereich erfolgreich, trugen aber nicht zu
einer Verstärkung wirtschaftlicher Aktivitäten der Nutznießer bei. Für die Sektoren
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, Wirtschaftsentwicklung und Institutio-
nenaufbau waren keine auswertbaren Wirkungsanalysen verfügbar, wenngleich es
etliche Projekte in diesen Arbeitsfeldern gab.

Auch die Bundesregierung (2018, S. 1) konstatiert kurz vor dem Ausstieg aus der
EZ mit Afghanistan ernüchtert: Weiterhin sei die Verwaltung nicht effektiv, gebe es
Korruption, Flucht und Arbeitslosigkeit. Die erreichten Erfolge seien unzureichend
und „brüchig“ (mit anderen Worten: nicht nachhaltig) und bedürften noch länger
andauernder externer Unterstützung, um Rückschritte zu verhindern.

Vernetzung der Ressorts und zivil-militärische Zusammenarbeit: 2003 legte
die Bundesregierung erstmals ein gemeinsames Afghanistan-Konzept von AA, BMI,
Bundesministerium der Verteidigung und BMZ vor, welches 2006 und 2008 aktua-
lisiert wurde. Damit verbunden war die Vorstellung eines aufeinander abgestimmten
Vorgehens der mit diplomatischen, militärischen, polizeilichen und entwicklungspo-
litischen Aktivitäten beauftragten Ministerien und ihrer Vorfeldorganisationen. Erste
Konsequenz war die Übernahme des Provincial Reconstruction Teams (PRT) in der
Provinz Kunduz durch eine ressortübergreifende Steuerungsgruppe der oben genann-
ten deutschen Ministerien. Die Leitung des PRT bestand aus einer Doppelspitze von
Bundeswehr und AA, ergänzt durch eine beigeordnete Vertretung des BMZ. Vorge-
sehen war eine eher reduzierte Präsenz der Bundeswehr: Anfangs waren es nur 270
Soldat*innen, die durch Tagesfahrten in Kunduz und Umgebung Präsenz zeigten, die
Entwaffnung von Kombattanten beobachteten und kleinere Projekte in den Dörfern
als vertrauensbildende Maßnahmen durchführten. Bis 2011 wurde die Truppenstärke
weiter ausgebaut.

Die zivile Komponente erwies sich in diesem Zusammenspiel als sehr viel schwä-
cher, wie Köhler (2010, S. 94) ausführt:

Eine klare Trennung der von den einzelnen Ministerien beanspruchten Verant-
wortlichkeiten erweist sich unter Einsatzbedingungen, in denen der Löwenan-
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teil der Ressourcen und der Einsatzkräfte vom Militär auf der einen und einer
Vielzahl schwach koordinierter staatlicher und gar nicht koordinierter nicht-
staatlicher Entwicklungsakteure auf der anderen Seite bereitgestellt wird, als
unmöglich.

Mehr noch: Während sich die staatlichen Durchführungsorganisationen Deutsche
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW) der Konzentration ihrer Vorhaben in den der Bundeswehr zuge-
wiesenen Regionen kaum entziehen konnten, wurden die von staatlichen Weisungen
(aber nicht Finanzierungen) unabhängigen deutschen Nichtregierungsorganisationen
(NRO) zunehmend vom BMZ in die Pflicht genommen. Entwicklungsminister Dirk
Niebel forderte sie unverhohlen auf, entweder mit der Bundeswehr zu kooperieren
oder auf Zuschüsse seines Hauses zu verzichten: „Wenn einige Nichtregierungsorga-
nisationen eine besondere Bundeswehrferne pflegen wollen, müssen sie sich andere
Geldgeber suchen“ (zit. n. Friederichs 2010). So agierte die EZ nicht vorrangig dort,
wo die Beachtung entwicklungspolitischer Kriterien und Voraussetzungen den Er-
folg der unterstützten Vorhaben wahrscheinlich machten, sondern in einem Umfeld,
welches mit der Zeit durch die zunehmende Präsenz von Taliban-Kämpfern und ein
abnehmendes Vertrauen der Zivilbevölkerung im Gefolge von Kollateralschäden der
militärischen Intervention noch unsicherer wurde (Preuß 2008a, S. 27).

Die Arbeitsteilung zwischen militärischen und zivilen Akteuren wurde weiter
verwischt durch die Umsetzung der so genannten zivil-militärischen Kooperation
(Civil-Military Cooperation, CIMIC). Häufig wird dieser Begriff als wertfreie Be-
schreibung der Interaktionen zwischen Angehörigen internationaler Streitkräfte und
Vertretern humanitärer Organisationen verwendet. CIMIC ist jedoch ein militärischer
Ansatz, der Bestandteil des militärischen Einsatzes ist und keinerlei entwicklungs-
politische Ziele verfolgt:

CIMIC is: The co-ordination and co-operation, in support of the mission, be-
tween the NATO Commander and civil actors, including national population
and local authorities, as well as international, national and non-governmental
organisations and agencies. [...] The immediate purpose of CIMIC is to esta-
blish and maintain the full co-operation of the NATO commander and the civi-
lian authorities, organisations, agencies and population within a commander’s
area of operations in order to allow him to fulfil his mission. This may include
direct support to the implementation of a civil plan. The long-term purpose of
CIMIC is to help create and sustain conditions that will support the achievement
of Alliance objectives in operations (NATO 2001).

Dazu gehörten vor allem die Erhöhung der Akzeptanz des Militärs sowie die Ge-
winnung von Informationen über das zivile Umfeld. Mit dem Ziel, durch Kommu-
nikation und bevölkerungsnahe Präsenz Vertrauen herzustellen, wurden so genannte
Winning-Hearts-and-Minds-Aktivitäten durchgeführt, die – im Gegensatz zur Not-
und Entwicklungshilfe – nicht primär am Bedarf der lokalen Bevölkerung und einer
sich langfristig selbst tragenden Entwicklung in den Interventionszonen orientiert
waren, sondern militärischen Überlegungen folgten (Preuß 2008a, S. 29-30).
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Schlimmer noch: Dort, wo das Militär mit CIMIC operierte, gerieten auch die Ent-
wicklungshelfer*innen in das Fadenkreuz bewaffneter oppositioneller Kräfte. Nicht
nur, weil sie in unmittelbarer Nähe zu den Soldat*innen arbeiteten, sondern auch,
weil die parallele Durchführung von Entwicklungsmaßnahmen durch Soldat*innen
mit und ohne Uniform eine Grauzone schuf, in der zivile Helfer*innen und Militärs
nicht mehr klar voneinander unterschieden werden konnten.

4 Schlussfolgerungen und Lehren für künftige Einsätze in
Krisenregionen

Das militärische und zivile Engagement in Afghanistan wird nahezu übereinstim-
mend als gescheitert angesehen; ausweislich der oben dargestellten Misserfolge kann
zumindest festgehalten werden, dass die selbst gestellten und im Zeitablauf ambi-
tionierter werdenden Zielsetzungen weit verfehlt worden sind. Zu den Gründen für
dieses unbefriedigende Fazit gehören strategische Defizite des Truppeneinsatzes,
die Dominanz des Militärischen innerhalb einer „integrierten“ Mission und die Pla-
nung von Maßnahmen der EZ, die selbst unter den Rahmenbedingungen „normaler“
Entwicklungsländer als ambitioniert gelten können.

Schlussfolgerungen: Zu den wesentlichen strategischen Defiziten des NATO-Ein-
satzes gehört, dass ein umfassender militärischer Einsatz, der über Luftschläge sowie
den Einsatz von Spezialkräften hinausgeht, nicht ausreichend auf seine Vorausset-
zungen für einen Erfolg hin geprüft und vorbereitet wurde. Es hätte Erfahrungen
aus der sowjetischen Intervention gegeben, die aber keine Berücksichtigung fanden.

Zur Bekämpfung von Al-Qaida und der Zerstörung ihrer logistischen Basis in Af-
ghanistan wäre ein Krieg in der Fläche gegen die Taliban nicht erforderlich gewesen.
Die ausländischen Verbände waren in ihrer Mehrheit nicht auf eine asymmetrische
Auseinandersetzung vorbereitet und wendeten einen Großteil ihrer Energie für den
Selbstschutz auf. Zudem stellte die Ausweitung der Mission von Terrorbekämpfung
und Stabilisierung auf die Absicherung von Staatsaufbau und Demokratisierung die
Streitkräfte vor operative Dilemmata, die diese nicht auflösen konnten. Die recht
spät begonnene Ausbildung von häufig gering qualifizierten Angehörigen der af-
ghanischen Armee bzw. der militärischen Führung überforderte die soziokulturellen
und didaktischen Kompetenzen der meisten damit beauftragten Soldat*innen und
war daher wenig erfolgreich.

Endemische Korruption in der afghanischen Kommandostruktur, das Fehlen einer
inneren Führung sowie die Tatsache, dass Soldaten in Gefechten mit überlegenen
Taliban „verheizt“ wurden, zerstörten Motivation und Kampfwillen der nationalen
Truppen und ihre Identifikation mit dem Staat und seinen Repräsentanten. Und nicht
zuletzt waren die strategischen Vorgaben für die einzelnen Verbände nicht ausrei-
chend präzise, sodass die jeweiligen Umstände der Einsatzorte und die Spezifika
der Truppensteller die operativen Planungen mehr beeinflussten als die generellen
Doktrinen der NATO (vgl. Münch 2011, S. 29).

Spätestens seit 2005 versuchte die internationale EZ, mit ihrem Instrumentari-
um eine Reihe von langfristig laufenden und nachhaltig wirksamen Entwicklungs-
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maßnahmen umzusetzen. Die Durchführung von komplexen Vorhaben unter den
Bedingungen von Konflikt und bewaffneten Auseinandersetzungen musste bei größ-
tenteils inexistenten administrativen Strukturen und limitierten Kompetenzen natio-
naler Fachkräfte an Grenzen stoßen; darüber hinaus waren sie weit weniger flexibel
zu steuern als zeitlich und inhaltlich limitierte Projekte. Erschwerend kam hinzu,
dass der in Kap. 3.3 dargestellte vernetzte Ansatz dazu führte, dass ein Großteil
der Vorhaben in Regionen stattfinden musste, die auch Einsatzgebiet der Militärs
waren, und die im Lauf der Zeit zunehmend unsicher wurden. Die hohen, wenn
auch erforderlichen Aufwendungen für Risikomanagement und Sicherheitsmaßnah-
men schränkten neben den begrenztenWirkungsradien der Vorhaben ihre Effektivität
und Effizienz erheblich ein. Wirkungen auf übergeordnete politische Zielsetzungen
lassen sich aufgrund der dürftigen Datenlage kaum ermitteln, und die Nachhaltig-
keit abgeschlossener und laufender Programme ist aufgrund ihrer Unangepasstheit
an lokale und nationale ökonomische und soziokulturelle Verhältnisse schwerlich
gesichert.

Der Versuch, durch ein Konzept der vernetzten Sicherheit im Rahmen der PRTs ei-
ne stärkere Kohärenz des internationalen Engagements herzustellen, ist nur regional
gelungen: Entwicklungspolitische Schwerpunkte wurden dort gesetzt, wo auch die
Bundeswehr intervenierte. Doch der inhaltliche Fokus der jeweiligen Maßnahmen
wurde stärker bestimmt durch die jeweiligen Durchführungslogiken der beteiligten
zivilen und militärischen Akteure als durch das zugrundeliegende Konzept. Gelitten
hat die Auswahl von Standorten und Zielgruppen, die aufgrund ihrer Ausstattung
und Kapazitäten angemessene Aussichten auf Entwicklungserfolge aufgewiesen hät-
ten, sowie die Berücksichtigung besonders vulnerabler Bevölkerungsgruppen. Die
gewählten Ansätze blieben unter diesen Umständen viel zu anspruchsvoll.

Lehren für künftige Einsätze in Krisenregionen: Deutschland beteiligt sich in
mehreren Ländern (Kosovo, Libanon, Mali, Südsudan und Syrien) sowohl mit mi-
litärischen Kräften als auch mit Maßnahmen der EZ an Stabilisierung und Wieder-
aufbau. Angesichts seiner Rolle in Europa, seiner Einbindung in die NATO und
sich entgrenzender Konflikte in einer Reihe von Ländern ist davon auszugehen, dass
auch künftig Forderungen an Bundeswehr, Außenpolitik und EZ gestellt werden,
sich gemeinsam mit anderen Partnern an Stabilisierung und Wiederaufbau in (Post-)
Konfliktregionen zu beteiligen. Parlament und Bevölkerung dürften heute solchen
Ansinnen noch kritischer gegenüberstehen als vor dem überstürzten Abzug aus Af-
ghanistan. Neben der Aufarbeitung der Erfahrungen braucht es auch neue Konzepte,
die die Lehren aus den bisherigen deutschen Engagements berücksichtigen. Die fol-
genden Elemente sollten in diese noch zu erarbeitenden Ansätze integriert werden:

1. Vorrang vor militärischen Interventionen sollten immer politische Initiativen auf
möglichst internationaler, kontinentaler oder regionaler Ebene haben. Auch der
Diplomatie stehen neben der Mobilisierung einer möglichst großen Koalition
Gleichgesinnter, Optionen politischen Drucks wie Ächtung, Sanktionen etc. zur
Verfügung.

2. Wenn eine (Post-) Konfliktsituation das Engagement sowohl militärischer als
auch ziviler Akteure erforderlich macht, ist eine gemeinsam verabschiedete Stra-
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tegie der beteiligten Partner Voraussetzung für die weitere Konzeption des jewei-
ligen Vorgehens. Die Dauer des Einsatzes und die benötigten Ressourcen sind
unter verschiedenen Szenarien zu kalkulieren.

3. Der Planungshorizont für die Intervention sollte notwendigerweise eine Exit-
Strategie umfassen, ohne einen klaren Zeitpunkt zu fixieren. Allerdings sindMi-
lestones und Konditionen für Ausstieg, Bleiben oder Strategieänderung festzule-
gen.

4. Gesteuert werden sollte die Umsetzung von einer Instanz, an der die verantwort-
lichen Ressorts der beteiligten Partner auf Augenhöhe mitentscheiden. Zu diesen
Partnern gehören nachMöglichkeit auch supranationale Strukturen der betreffen-
den Region.

5. Im Falle einer asymmetrischen Bedrohung, zum Beispiel wenn vom Gebiet eines
Landes terroristische Aggressionen ausgehen, sollten sich nach Prüfung alterna-
tiver Optionen militärische Operationen auf die Ausschaltung der Bedrohung
beschränken und die Regierung des betreffenden Landes dabei unterstützen, die
Etablierung terroristischer Zellen zu unterbinden, oder sie mit geeignetenMitteln
davon abhalten, diese zu dulden bzw. zu unterstützen.

6. Militärische Interventionen sollten sich auf die Kompetenzen des Militärs kon-
zentrieren. Das Spektrum der möglichen Einsätze reicht von Friedenserzwingung
bis hin zur Absicherung friedenschaffender Maßnahmen oder der Friedensförde-
rung. Die Abgrenzungen sind hierbei je nach Umfeld nicht exakt zu bestimmen;
dafür sollten das internationale Mandat und die militärische Strategie aber ein-
deutig sein.

7. Militärische Interventionen in einem Land sollten unter einer einheitlichen Füh-
rung stehen, die auch von supranationalen Strukturen der betreffenden Region
akzeptiert wird, wenn diese nicht selbst für die Führung verantwortlich sind.

8. In (Post-) Konfliktregionen ist Maßnahmen der humanitären Hilfe bzw. des Wie-
deraufbaus der Vorrang zu geben vor strukturbildenden Projekten. Als Orientie-
rung dient hier der so genannte Kontiguum-Ansatz des Konzepts Linking Re-
lief, Rehabilitation, and Development (vgl. Wagner 2016). Dieser geht von der
Gleichzeitigkeit unterschiedlicher Problemlagen in den verschiedenen Gebieten
eines Landes und bei unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen aus. Daher ist eine
rein sequenzielle Abfolge von Nothilfe, Wiederaufbau und Entwicklung wenig
sinnvoll; vielmehr sind parallel Maßnahmen einzuleiten, die auf die verschiede-
nen Schwierigkeiten differenziert antworten und die jeweiligen Selbsthilfekapa-
zitäten berücksichtigen.

9. EZ sollte sich in (post-) konfliktiven Konstellationen auf die nachhaltig befriede-
ten oder nicht (mehr) von gewaltsamen Auseinandersetzungen betroffenen Ge-
biete konzentrieren. Hier sind auch Institutional Capacity Building und langfris-
tige Projektansätze durchführbar. Als Faustregel für die Planung von Entwick-
lungsprojekten sollte gelten: Je stabiler ein Gebiet, desto komplexer können die
Vorhaben gestaltet werden; je unsicherer, desto flexibler ist zu agieren.

10. EZ sollte sich von der Vorstellung verabschieden, dass unter den Bedingungen
von Konflikt und Krieg die Etablierung demokratischer Institutionen und Ver-
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fahren möglich ist, wenn diese nicht vorher schon über eine zufriedenstellende
Akzeptanz in einem Großteil der Bevölkerung verfügten.8

11. Hoher Mittelabflussdruck der Geber und geringe Absorptionskapazitäten auf lo-
kaler Ebene sind insbesondere in (Post-) Konfliktregionen an der Tagesordnung.
Korruption und Misswirtschaft sind häufig die Folge. Staatliche und nichtstaatli-
che Organisationen sind an hohen Projektvolumina interessiert, um ihre in diesen
Kontexten hohen strukturellen Kosten zu decken. Die Finanziers sollten hier Im-
plementierungsdruck herausnehmen und relativ höhere Aufwendungen für Ge-
meinkosten (overheads) akzeptieren.

12. Konfliktsensible und soziokulturell angepasste Vorgehensweisen sind für den Er-
folg von EZ-Maßnahmen essentiell und erhöhen auch die Sicherheit in den Pro-
jektregionen. Das Instrumentarium ist vorhanden und bekannt; seine Nutzung
durch die beteiligten Akteure sollte stärker eingefordert werden.

Diese Aufstellung ist unvollständig. Es ist aber davon auszugehen, dass die Auf-
arbeitung des Afghanistan-Einsatzes unter Mitwirkung militärischer, ziviler und zi-
vilgesellschaftlicher Akteure zusätzliche Gesichtspunkte benennt, die aktuell und
künftig zu berücksichtigen sind.

5 What if we were wrong?9

Der Afghanistan-Einsatz wirkt in der Nachbetrachtung, pointiert formuliert, wie
ein umfassendes EDV-Projekt: In aller Regel verursacht es mehr Kosten als bud-
getiert, dauert es länger als geplant, und am Ende bleibt das Ergebnis hinter den
ursprünglichen Erwartungen zurück. Doch sind die personellen, materiellen und im-
materiellen Konsequenzen des Misserfolgs am Hindukusch weitaus gravierender als
der Rausschmiss eines IT-Chefs oder die Frustration von Nutzern beim Umgang
mit halbfertigen Software-Produkten: Mehr als 66.000 afghanische und fast 4000
ausländische Soldat*innen sind in den bewaffneten Auseinandersetzungen und bei
Anschlägen gefallen, etwa 50.000 Zivilisten wurden getötet und über 75.000 ver-
letzt (SIGAR 2021, S. 1). Die afghanische Bevölkerung wird noch stärker als vor
dem Beginn der Intervention mit Nahrungsmittelknappheit, Energieengpässen und
Defiziten in Gesundheits- und Bildungssystem konfrontiert sein. Es droht die Ge-
fahr einer weiteren Fragmentierung des Landes, das in Machtgebiete von Warlords,
religiösen Führern und ethnisch definierten Clans zerfallen kann. Dschihadistische
Gruppen erhalten – in diesem Fall ohne Einladung der Taliban – ein Refugium, um
Terroranschläge in anderen Ländern zu planen.

8 „Eine Ordnung, die auf westlichen Werten basiert, ist so voraussetzungsreich, dass sie viel Zeit braucht,
um sich zu entwickeln. Versuche, dies zu erzwingen oder von außen zu beschleunigen, sind bestenfalls
naiv. Den westlichen Werten ist weitaus mehr gedient, wenn man sich auf ihre natürliche Anziehungskraft
verlässt und ihre Verbreitung befördert, indem man lediglich Kooperation und Austausch ermöglicht“ (Ca-
sala 2016, S. 155).
9 Mit dieser Frage drückte Barack Obama nach der Wahl Donald Trumps zum 45. Präsidenten der USA
seine Zweifel an der nationalen Akzeptanz seiner kosmopolitischen Außenpolitik aus (Rhodes 2018,
S. xvi).
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Ferner wird das Scheitern des Westens Auswirkungen auf die künftige internatio-
nale Zusammenarbeit mit anderen Ländern haben. Die Wirkmächtigkeit westlicher
Konzepte für Staatsaufbau, Demokratie und soziale Marktwirtschaft hatte aufgrund
eigener Defizite bei der Bewältigung politischer, ökonomischer und sozialer Proble-
me bereits in den letzten Jahren erheblich an Strahlkraft eingebüßt. Diese Erosion
wird sich fortsetzen, wenn Hybris bei der Zielformulierung und Paternalismus beim
Umgang mit anderen Kulturen nicht überwunden werden.

Ja, der Westen lag falsch. In einem Anfall kollektiver Zielbesoffenheit und Pla-
nungseuphorie wurden die realen Gegebenheiten in Afghanistan ausgeblendet, ge-
fangen in der Vorstellung, ein Land in kurzer Zeit aus dem Mittelalter in die Neuzeit
befördern zu können. Am Ende steht einmal mehr die Lektion: Das wird so nicht
funktionieren (Preuß 2008b, S. 28).

Es wäre freilich genauso falsch, wendete man sich nun mit Grausen ab von
Kriegen, Krisen und Konflikten, ungerührt von massiven Verletzungen universeller
Menschenrechte jenseits der Grenzen Deutschlands und Europas. Ein Verzicht auf
das Ideal, dass sich das Zusammenleben auf der Welt werte- und regelbasiert entfal-
ten soll, wäre angesichts der aktuellen globalen Herausforderungen fatal – genauso
wenig wie es glaubwürdig wäre, allein westliche Werte und Regeln als Maßstab
anzulegen.

Funktionierender Multilateralismus erfordert Abstimmung und Kooperation mit
anderen Staaten bis hin zu Bündnissen wie NATO oder OSZE. Bündnistreue darf
aber nicht zu blinder Gefolgschaft führen; die Staaten, die eine solche einfordern,
müssen sich ihrer Verantwortung bewusst sein und ihrerseits unilaterale Handlungen
vermeiden. Ausmaß und Qualität der gegenseitigen Unterstützung sind nach Mög-
lichkeit vorher zu vereinbaren und immer wieder gemeinsam neu auszuhandeln,
wenn sich die Bedingungen verändern.

Hier liegt denn auch die Herausforderung bei der nationalen und internationa-
len Aufarbeitung des Afghanistan-Einsatzes: Qualitäten wie Realitätssinn, Weitsicht
und Ehrlichkeit, Bescheidenheit und Geduld – und Zurückhaltung beim Einsatz mi-
litärischer Zwangsmittel – standen nicht hoch im Kurs. Für aktuelle und künftige
Interventionen in (Post-) Konfliktregionen ist ihre Aufwertung unumgänglich.

Funding Open Access funding enabled and organized by Projekt DEAL.

Open Access Dieser Artikel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 International Li-
zenz veröffentlicht, welche die Nutzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in
jeglichem Medium und Format erlaubt, sofern Sie den/die ursprünglichen Autor(en) und die Quelle ord-
nungsgemäß nennen, einen Link zur Creative Commons Lizenz beifügen und angeben, ob Änderungen
vorgenommen wurden.

Die in diesem Artikel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen ebenfalls der genannten
Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts anderes ergibt. Sofern das betref-
fende Material nicht unter der genannten Creative Commons Lizenz steht und die betreffende Handlung
nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt ist, ist für die oben aufgeführten Weiterverwendungen des
Materials die Einwilligung des jeweiligen Rechteinhabers einzuholen.

Weitere Details zur Lizenz entnehmen Sie bitte der Lizenzinformation auf http://creativecommons.org/
licenses/by/4.0/deed.de.

K

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de


20 Jahre Afghanistan: Lehren für das deutsche Engagement in Krisenregionen 19

Literatur

AA – Auswärtiges Amt (2008). Frieden und Entwicklung in Afghanistan. Sicherheit für uns. Berlin: Aus-
wärtiges Amt.

Baberowski, J. (2020). Afghanistan als Objekt britischer und russischer Fremdherrschaft im 19. Jahrhun-
dert. In B. Chiari (Hrsg.), Wegweiser zur Geschichte. Afghanistan (4. Aufl. S. 21–29). Paderborn:
Schöningh.

Bearden, M. (2001). Afghanistan, graveyard of empires. Foreign Affairs, 80(6), 17–30. https://doi.org/10.
2307/20050325.

BMVg – Bundesministerium der Verteidigung (2021). Bilanz zum Afghanistan-Einsatz. https://www.
bmvg.de/de/bilanz-zum-afghanistan-einsatz. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Bundeswehr (2021). Kampf gegen den internationalen Terrorismus – OEF. https://www.bundeswehr.de/de/
einsaetze-bundeswehr/abgeschlossene-einsaetze-der-bundeswehr/kampf-gegen-den-internationalen-
terrorismus. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Casala, M. (2016). Weltunordnung. Die globalen Krisen und das Versagen des Westens. München: C. H.
Beck.

Chiari, B. (Hrsg.). (2020). Wegweiser zur Geschichte. Afghanistan (4. Aufl.). Paderborn: Schöningh.
Committee on Foreign Relations (2009). Tora Bora revisited: How we failed to get Bin Laden and

why it matters today. https://www.govinfo.gov/content/pkg/CPRT-111SPRT53709/html/CPRT-
111SPRT53709.htm. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Daase, C., Debiel, T., Schetter, C., & Schröder, U. (2021). Nach dem Scheitern in Afghanistan: Lehren
für die neue Bundesregierung. https://www.friedensgutachten.de/2021/themenseite-afghanistan. Zu-
gegriffen: 15. Nov. 2021.

Deutscher Bundestag (2001a). Stenographischer Bericht. 210. Sitzung. https://dserver.bundestag.de/btp/
14/14210.pdf. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Deutscher Bundestag (2001b). Stenographischer Bericht. 202. Sitzung. https://dserver.bundestag.de/btp/
14/14202.pdf. Zugegriffen: 4. Nov. 2021.

Deutscher Bundestag (2021a). Antwort auf die Kleine Anfrage – Drucksache 19/32667 – Finanziel-
le Unterstützungen für Afghanistan in dem Zeitraum von 2001 bis 2021. https://dip.bundestag.
de/drucksache/auf-die-kleine-anfrage-drucksache-19-32416-finanzielle-unterst%C3%BCtzungen-f
%C3%BCr-afghanistan/258120?term=19/32667&rows=25&pos=1. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Deutscher Bundestag (2021b). Antwort auf die Kleine Anfrage – Drucksache 19/28361 – Der Afgha-
nistan-Krieg. Bilanz und Perspektive. https://dip.bundestag.de/suche?term=auf%20die%20Kleine
%20Anfrage-%20Drucksache%2019/26752%20-Der%20Afghanistan-Krieg:%20Bilanz%20und
%20Perspektive&f.wahlperiode=19&f.wahlperiode=20&rows=25. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

DEval – Deutsches Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit (2014). Ein Review der Eva-
luierungsarbeit zur deutschen Entwicklungszusammenarbeit in Afghanistan. https://www.deval.org/
de/publikationen/ein-review-der-evaluierungsarbeit-zur-deutschen-entwicklungszusammenarbeit-
in-afghanistan. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Die Bundesregierung (2018). Bericht der Bundesregierung zu Stand und Perspektiven des
deutschen Afghanistan-Engagements. https://www.auswaertiges-amt.de/blob/1787152/
c23bcd183458dd556bb159b0c97bce20/180315-perspektivbericht-data.pdf. Zugegriffen: 13.
Nov. 2021.

Fletcher, A. (1965). Afghanistan. Highway of conquest. New York: Cornell University Press.
Freedom House (2021). Freedom in the World. Country and Territory Ratings and Statuses 1973-2021.

https://freedomhouse.org/report/freedom-world. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.
Friederichs, H. (2010, 5. Jan.). Dirk Niebel kämpft um seine Politik. Zeit Online. https://www.zeit.de/

politik/deutschland/2010-01/entwicklungspolitik-niebel. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.
Gady, F.-S. (2016, 8. Sep.). US Army to deploy 1,400 airborne troops to Afghanistan. The Diplomat.

https://thediplomat.com/2016/09/us-army-to-deploy-1400-airborne-troops-to-afghanistan/ . Zuge-
griffen: 15. Nov. 2021.

Gebauer, M. (2016, 9. Juli). NATO in Afghanistan. Endlos-Mission am Hindukusch. Der Spiegel. https://
www.spiegel.de/politik/ausland/nato-in-afghanistan-endlos-mission-auch-fuer-die-bundeswehr-a-
1102212.html. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Global Hunger Index (2021). Afghanistan. https://www.globalhungerindex.org/afghanistan.html. Zuge-
griffen: 15. Nov. 2021.

K

https://doi.org/10.2307/20050325
https://doi.org/10.2307/20050325
https://www.bmvg.de/de/bilanz-zum-afghanistan-einsatz
https://www.bmvg.de/de/bilanz-zum-afghanistan-einsatz
https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundeswehr/abgeschlossene-einsaetze-der-bundeswehr/kampf-gegen-den-internationalen-terrorismus
https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundeswehr/abgeschlossene-einsaetze-der-bundeswehr/kampf-gegen-den-internationalen-terrorismus
https://www.bundeswehr.de/de/einsaetze-bundeswehr/abgeschlossene-einsaetze-der-bundeswehr/kampf-gegen-den-internationalen-terrorismus
https://www.govinfo.gov/content/pkg/CPRT-111SPRT53709/html/CPRT-111SPRT53709.htm
https://www.govinfo.gov/content/pkg/CPRT-111SPRT53709/html/CPRT-111SPRT53709.htm
https://www.friedensgutachten.de/2021/themenseite-afghanistan
https://dserver.bundestag.de/btp/14/14210.pdf
https://dserver.bundestag.de/btp/14/14210.pdf
https://dserver.bundestag.de/btp/14/14202.pdf
https://dserver.bundestag.de/btp/14/14202.pdf
https://dip.bundestag.de/drucksache/auf-die-kleine-anfrage-drucksache-19-32416-finanzielle-unterst%C3%BCtzungen-f%C3%BCr-afghanistan/258120?term=19/32667&rows=25&pos=1
https://dip.bundestag.de/drucksache/auf-die-kleine-anfrage-drucksache-19-32416-finanzielle-unterst%C3%BCtzungen-f%C3%BCr-afghanistan/258120?term=19/32667&rows=25&pos=1
https://dip.bundestag.de/drucksache/auf-die-kleine-anfrage-drucksache-19-32416-finanzielle-unterst%C3%BCtzungen-f%C3%BCr-afghanistan/258120?term=19/32667&rows=25&pos=1
https://dip.bundestag.de/suche?term=auf%20die%20Kleine%20Anfrage-%20Drucksache%2019/26752%20-Der%20Afghanistan-Krieg:%20Bilanz%20und%20Perspektive&f.wahlperiode=19&f.wahlperiode=20&rows=25
https://dip.bundestag.de/suche?term=auf%20die%20Kleine%20Anfrage-%20Drucksache%2019/26752%20-Der%20Afghanistan-Krieg:%20Bilanz%20und%20Perspektive&f.wahlperiode=19&f.wahlperiode=20&rows=25
https://dip.bundestag.de/suche?term=auf%20die%20Kleine%20Anfrage-%20Drucksache%2019/26752%20-Der%20Afghanistan-Krieg:%20Bilanz%20und%20Perspektive&f.wahlperiode=19&f.wahlperiode=20&rows=25
https://www.deval.org/de/publikationen/ein-review-der-evaluierungsarbeit-zur-deutschen-entwicklungszusammenarbeit-in-afghanistan
https://www.deval.org/de/publikationen/ein-review-der-evaluierungsarbeit-zur-deutschen-entwicklungszusammenarbeit-in-afghanistan
https://www.deval.org/de/publikationen/ein-review-der-evaluierungsarbeit-zur-deutschen-entwicklungszusammenarbeit-in-afghanistan
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/1787152/c23bcd183458dd556bb159b0c97bce20/180315-perspektivbericht-data.pdf
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/1787152/c23bcd183458dd556bb159b0c97bce20/180315-perspektivbericht-data.pdf
https://freedomhouse.org/report/freedom-world
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2010-01/entwicklungspolitik-niebel
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2010-01/entwicklungspolitik-niebel
https://thediplomat.com/2016/09/us-army-to-deploy-1400-airborne-troops-to-afghanistan/
https://www.spiegel.de/politik/ausland/nato-in-afghanistan-endlos-mission-auch-fuer-die-bundeswehr-a-1102212.html
https://www.spiegel.de/politik/ausland/nato-in-afghanistan-endlos-mission-auch-fuer-die-bundeswehr-a-1102212.html
https://www.spiegel.de/politik/ausland/nato-in-afghanistan-endlos-mission-auch-fuer-die-bundeswehr-a-1102212.html
https://www.globalhungerindex.org/afghanistan.html


20 H.-J. Preuß

Hasrat-Nazimi, W. (2015, 31. Aug.). 100 Jahre deutsch-afghanische Beziehungen. Deutsche Welle.
https://www.dw.com/de/100-jahre-deutsch-afghanische-beziehungen/a-18683719. Zugegriffen: 15.
Nov. 2021.

Heine, C. (2021). Ein Untersuchungsausschuss steht schon fest. Das Parlament, 71(44-45), 6.
Hühnert, D. (2012). Der 11. September 2001 und Afghanistan – Ein strategisches Dilemma. In T. Jäger

(Hrsg.),Die Welt nach 9/11. Auswirkungen des Terrorismus auf Staatenwelt und Gesellschaft (S. 451).
Wiesbaden: VS.

Köhler, J. (2010). Herausforderungen im Einsatzland: Das PRT Kunduz als Beispiel zivil-militärischer
Interventionen. In A. Dörfler-Dierken & G. Kümmel (Hrsg.), Identität, Selbstverständnis, Berufsbild.
Implikationen der neuen Einsatzrealität für die Bundeswehr (S. 77). Frankfurt am Main: VS. https://
doi.org/10.1007/978-3-531-92397-0_7.

Lambert, K. J., Coyne, C. J., & Goodman, N.P. (2021). The fatal conceit of foreign intervention: evidence
from the Afghanistan papers. Peace Economics, Peace Science and Public Policy, 27(3), 285–310.
https://doi.org/10.1515/peps-2021-0001.

Loges, B. (2003). Gibt es ein Regime humanitärer Intervention unter dem Dach der Vereinten Nationen?
http://www.ulrich-menzel.de/forschungsberichte/BlaueReihe54.PDF. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Münch, P. (2011). Strategielos in Afghanistan. Die Operationsführung der Bundeswehr im Rahmen der
International Security Assistance Force. Stiftung Wissenschaft und Politik. https://www.swp-berlin.
org/publikation/bundeswehr-strategielos-in-afghanistan. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Nachtwei, W. (2020). Die Bundeswehr in Afghanistan: ISAF und Resolute Support. In B. Chiari (Hrsg.),
Wegweiser zur Geschichte. Afghanistan (4. Aufl. S. 109–121). Paderborn: Schöningh.

NATO (2001). NATO military policy on civil-military co-operation. https://www.nato.int/ims/docu/
mc411-1-e.htm. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

NATO (2009). ISAF mandate. https://www.nato.int/isaf/topics/mandate/. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.
NATO (2021). Resolute Support Mission in Afghanistan (2015-2021). https://www.nato.int/cps/en/natohq/

topics_113694.htm. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.
NSIA – National Statistics and Information Authority of Afghanistan (2019). Afghanistan multidimensio-

nal poverty index 2016-2017: report and analysis. https://ophi.org.uk/afghanistan-multidimensional-
poverty-index-2016-2017/?preview=true. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

OECD (2021). OECD stat. https://stats.oecd.org/. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.
Wilton Park (2013). Workshop on evaluation lessons from development assistance to Afghanistan. https://

www.wiltonpark.org.uk/event/wp1223/. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.
Preuß, H.-J. (2008a). Zivil-militärische Zusammenarbeit in Afghanistan. Eine Zwischenbilanz. Zeitschrift

für Außen- und Sicherheitspolitik, 1(1), 26–35. https://doi.org/10.1007/s12399-008-0004-z.
Preuß, H.-J. (2008b). Afghanistan: failing state, failing cooperation? Rural 21, 13(1), 28–29.
Rhodes, B. (2018). The world as it is. A memoir of the Obama White House. New York: Random House.
Rubin, B.R. (2000). The political economy of war and peace in Afghanistan. World Development. https://

doi.org/10.1016/S0305-750X(00)00054-1.
Ruttig, T. (2021). Afghanistan 2001 bis 2021. Zur Entwicklung der Taleban und al-Qaeda seit 9/11. Aus

Politik und Zeitgeschichte, 71(28-29), 49–54.
Schetter, C. (2020). Die Anfänge Afghanistans. In B. Chiari (Hrsg.),Wegweiser zur Geschichte. Afghanis-

tan (S. 13–20). Paderborn: Schöningh.
Schlagintweit, R. (2020). Afghanistan als Staat im 20. Jahrhundert. In B. Chiari (Hrsg.), Wegweiser zur

Geschichte. Afghanistan (4. Aufl. S. 31–41). Paderborn: Schöningh.
Security Council Report (2021). UN documents for Afghanistan: security council resolutions. https://

www.securitycouncilreport.org/un_documents_type/security-council-resolutions/page/5?ctype=
Afghanistan&cbtype=afghanistan#038;cbtype=afghanistan. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

SIGAR – Special Inspector General for Afghanistan Reconstruction (2021). What we need to learn. Les-
sons from 20 years of Afghanistan reconstruction. Arlington, VA: Special Inspector General for
Afghanistan Reconstruction. https://www.sigar.mil/pdf/lessonslearned/SIGAR-21-46-LL.pdf. Zuge-
griffen: 15. Nov. 2021.

Stenersen, A. (2017). Al-Qaida in Afghanistan. Cambridge: University of Cambridge Press.
Struck, P. (2003). Rede des Bundesministers der Verteidigung, Dr. Peter Struck, zur Fortsetzung und

Erweiterung der Beteiligung deutscher Streitkräfte an dem Einsatz einer internationalen Sicher-
heitsunterstützungstruppe in Afghanistan vor dem Deutschen Bundestag am 24. Oktober 2003in
Berlin. Die Bundesregierung. https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/bulletin/rede-des-
bundesministers-der-verteidigung-dr-peter-struck--790012. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Tagesschau (2021, 27. Okt.). Irritationen bei Afghanistan-Aufarbeitung. https://www.tagesschau.de/inland/
innenpolitik/afghanistan-evaluierung-101.html. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

K

https://www.dw.com/de/100-jahre-deutsch-afghanische-beziehungen/a-18683719
https://doi.org/10.1007/978-3-531-92397-0_7
https://doi.org/10.1007/978-3-531-92397-0_7
https://doi.org/10.1515/peps-2021-0001
http://www.ulrich-menzel.de/forschungsberichte/BlaueReihe54.PDF
https://www.swp-berlin.org/publikation/bundeswehr-strategielos-in-afghanistan
https://www.swp-berlin.org/publikation/bundeswehr-strategielos-in-afghanistan
https://www.nato.int/ims/docu/mc411-1-e.htm
https://www.nato.int/ims/docu/mc411-1-e.htm
https://www.nato.int/isaf/topics/mandate/
https://www.nato.int/cps/en/natohq/topics_113694.htm
https://www.nato.int/cps/en/natohq/topics_113694.htm
https://ophi.org.uk/afghanistan-multidimensional-poverty-index-2016-2017/?preview=true
https://ophi.org.uk/afghanistan-multidimensional-poverty-index-2016-2017/?preview=true
https://stats.oecd.org/
https://www.wiltonpark.org.uk/event/wp1223/
https://www.wiltonpark.org.uk/event/wp1223/
https://doi.org/10.1007/s12399-008-0004-z
https://doi.org/10.1016/S0305-750X(00)00054-1
https://doi.org/10.1016/S0305-750X(00)00054-1
https://www.securitycouncilreport.org/un_documents_type/security-council-resolutions/page/5?ctype=Afghanistan&cbtype=afghanistan#038;cbtype=afghanistan
https://www.securitycouncilreport.org/un_documents_type/security-council-resolutions/page/5?ctype=Afghanistan&cbtype=afghanistan#038;cbtype=afghanistan
https://www.securitycouncilreport.org/un_documents_type/security-council-resolutions/page/5?ctype=Afghanistan&cbtype=afghanistan#038;cbtype=afghanistan
https://www.sigar.mil/pdf/lessonslearned/SIGAR-21-46-LL.pdf
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/bulletin/rede-des-bundesministers-der-verteidigung-dr-peter-struck--790012
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/bulletin/rede-des-bundesministers-der-verteidigung-dr-peter-struck--790012
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/afghanistan-evaluierung-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/afghanistan-evaluierung-101.html


20 Jahre Afghanistan: Lehren für das deutsche Engagement in Krisenregionen 21

UNDP – United Nations Development Programme (2020a). Human development report 2020. The next
frontier. Human development and the anthropocene. http://hdr.undp.org/sites/default/files/hdr2020.
pdf. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

UNDP – United Nations Development Programme (2020b). Briefing note for countries on the 2020 hu-
man development report. Afghanistan. http://hdr.undp.org/sites/default/files/Country-Profiles/AFG.
pdf. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

UNODC – United Nations Office on Drugs and Crime (2021). Afghanistan opium survey 2020. https://
www.unodc.org/documents/crop-monitoring/Afghanistan/20210503_Executive_summary_Opium_
Survey_2020_SMALL.pdf. Zugegriffen: 31. Jan. 2022.

Wagner, L. J. (2016). Übergangshilfe: Bindeglied zwischen Humanitärer Hilfe und Strukturbildender
EZ. KfW Development Research. https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/
News-Details_356929.html. Zugegriffen: 23. Dez. 2021.

Whitlock, C. (2021). The Afghanistan papers. A secret history of the war. New York: Simon & Schuster.
WID – World Inequality Database (2021). Income inequality, Afghanistan, 1981-2021. https://wid.world/

country/afganistan/. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.
World Bank (2013). Afghanistan: A synthesis paper of lessons of ten years of aid. https://ieg.worldbankgro

up.org/reports/afghanistan-synthesis-paper-lessons-ten-years-aid. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.
World Bank (2021). Worldwide governance indicators. https://databank.worldbank.org/source/worldwide-

governance-indicators. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.
Zorn, E. (2021). Erfolgreiche Auslandseinsätze brauchen den Einsatz aller Mittel. Bundesministeri-

um der Verteidigung. https://www.bmvg.de/de/aktuelles/generalinspekteur-afghanistan-einsatz-
differenziert-betrachten-5227428. Zugegriffen: 15. Nov. 2021.

Zürcher, C., Köhler, J., & Boehnke, J. (2010). Assessing the impact of development cooperation in North-
East Afghanistan 2005-2009. Bonn: Federal Ministry for Economic Cooperation and Development.

Zürcher, C., Koon, A., de la Torre Ugarte, M., Labelle, P., Li, B., Masad, R., Popal, H., Shah, R.S.M.,
Swenson, M., Sylvester, E., Vanderkoy, A., & Wang, M. (2020). International assistance to Afgha-
nistan. 2008-2018. Part I: systematic review of impact evaluations of development aid in Afghanistan,
2008-2018. Bonn: Federal Ministry for Economic Cooperation and Development.

K

http://hdr.undp.org/sites/default/files/hdr2020.pdf
http://hdr.undp.org/sites/default/files/hdr2020.pdf
http://hdr.undp.org/sites/default/files/Country-Profiles/AFG.pdf
http://hdr.undp.org/sites/default/files/Country-Profiles/AFG.pdf
https://www.unodc.org/documents/crop-monitoring/Afghanistan/20210503_Executive_summary_Opium_Survey_2020_SMALL.pdf
https://www.unodc.org/documents/crop-monitoring/Afghanistan/20210503_Executive_summary_Opium_Survey_2020_SMALL.pdf
https://www.unodc.org/documents/crop-monitoring/Afghanistan/20210503_Executive_summary_Opium_Survey_2020_SMALL.pdf
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_356929.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_356929.html
https://wid.world/country/afganistan/
https://wid.world/country/afganistan/
https://ieg.worldbankgroup.org/reports/afghanistan-synthesis-paper-lessons-ten-years-aid
https://ieg.worldbankgroup.org/reports/afghanistan-synthesis-paper-lessons-ten-years-aid
https://databank.worldbank.org/source/worldwide-governance-indicators
https://databank.worldbank.org/source/worldwide-governance-indicators
https://www.bmvg.de/de/aktuelles/generalinspekteur-afghanistan-einsatz-differenziert-betrachten-5227428
https://www.bmvg.de/de/aktuelles/generalinspekteur-afghanistan-einsatz-differenziert-betrachten-5227428

	20 Jahre Afghanistan: Lehren für das deutsche Engagement in Krisenregionen
	Zusammenfassung
	Abstract
	Einleitung
	Afghanistan in a Nutshell: „Eroberungsautobahn“ und „Friedhof der Imperien“
	Eine vorläufige Bilanz der westlichen Interventionen in Afghanistan
	Schlussfolgerungen und Lehren für künftige Einsätze in Krisenregionen
	What if we were wrong?Mit dieser Frage drückte Barack Obama nach der Wahl Donald Trumps zum 45. Präsidenten der USA seine Zweifel an der nationalen Akzeptanz seiner kosmopolitischen Außenpolitik aus (Rhodes 2018, S. xvi).
	Literatur


